
Bundessozialgericht

.A.Z.li‚Z,Bär.251.22.

Zugestellt am
25° März 4974

RegHauptsekretär
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

I m N a m e n d e s V o l k e‘s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

o» oooooooooooooooooo aco.oonoooou°ouoo■hüoceo.n

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte:
„° ...... „.„„°„.o.„.°„.

g e g e n.

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 7„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 28° Februar 1974 durch
den Vorsitzenden Richter Dr° B—r o c k e ‚
die Richter Dr° W i t t e und H e n n i g
und die ehrenamtlichen Richter

S c h u c h m a n n und B 6 s s o w
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Hessischen Landessozialgerichts vom

260 Januar 1972 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwieseno
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g r ü n d e

Die-Beteiligten streiten über die Gewährung von Arbeitsé

losenhilfe (Alhi)° ‘

Der im Jahre 1909 geborene Kläger schied am 20 Mai 1966

nach über einjähriger Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit

bei den B 'E aus; seit November 1966
erhielt er Leistungen aus der Sozialhilfe° Ein im Juni&

1965 gestellter Antrag auf Rente wegen Berufs— oder Er—

werbsunfähigkeit war erfolglos° Der Kläger war vom
28° November bis zum 25„ Dezember 1968 und vom_17„ März

bis zum 50 April 1969 wegen einer Augenkrankheit
(Grüner Star) in stationärer Behandlung in der Universi-

täts—Augenklinik Gießen°

Am 9° Januar 1969 beantragte der Kläger unter Hinweis auf

diese Behandlung die Gewährung
von Alhi„ Der Antrag

wurde mit Bescheid vom 17° April 1969 abgelehnt, weil

der Kläger während des letzten Jahres weder Arbeitslosen—

geld bezogen noch mindestens 10 Wochen in entlohnter

Beschäftigung gestanden habe„ auch kein Ersatztatbestand

nach der Fünften Verordnung zur Durchführung des Gesetzes

über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

(5° DVO/AVAVG) vom 22° Mai 1958 (BGBl I‚ 577) vorliege„

Sein hiergegen erhobener Wider8pruch wurde durch Wider—

spruchsbescheid vom 8° August 1969 mit der gleichen
Begründung zurückgewiesen° Ergänzend wird darin ausge—

führt„ der Kläger habe sich nicht nach einer "Heilbehandlung'

i„s„ von 5 5 Abs„ 1 der 5„ DVG/AVAVGarbeitslos gemeldet;
es habe lediglich eine Klinikbehandlung herkömmlicher
Art vorgelegeng die keine Rehabilitationsmaßnahme dar—

stelle° Das Sozialgericht (SG) Gießen hat die auf Auf-

hebung der Bescheide und Gewährung von Alhi gerichtete
Klage abgewiesen„ Auf die Berufung des Klägers hat das

?
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Landessozialgericht (LSG) am 260 Januar 4972 dieses Ur—
teil vom 290 Mai 4970 sowie den Bescheid vom 470 April

4969 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
8° August 4969 aufgehoben und die Beklagte verurteilt‚
dem Kläger auf den Antrag vom 9° Januar 4969 Alhi in'
gesetzlicher Höhe zu zahlen; es hat die Revision zugelas—

sen„ Zur Begründung hat es‘folgendes ausgeführt: Zwar
seien die Voraussetzungen für die Gewährung von Alhi
nach 5 445 Abs„ 4 Nr° 4 AVAVGnicht gegeben‚ jedoch sei
der Anspruch nach 5 5 Abs° 4 der 5° DVO/AVAVG begründet°

Der Kläger habe sich innerhalb von 26 Wochen

nach einer ”Heilbehandlung" arbeitslos gemeldet? die zu
dem Zweck der Erhaltung„ Besserung oder Wiederherstellung

_der Erwerbsfähigkeit von einem Träger öffentlich»recht—

licher Leistungen durchgeführt oder gefördert worden sei„

Eine Heilbehandlung in diesem Sinne liege dann vor9 wenn
sie zwecks Beseitigung einer ernsthaften Gesundheits—

.
Störung durchgeführt werde9 die ohne die Behandlung voraus—

sichtlich zu dauernder Erwerbsunfähigkeit geführt hätte°

Bei dem Grünen Star‚ wegen dessen der Kläger in der Zeit

vom 28° November bis zum 25„ Dezember 4968 und vom
47° März bis zum 5° April 4969 klinisch stationär behan—

delt worden sei‚ handele es sich nach dem eingeholten‘

augenärztlichen Bericht der Fachärzte Dr° J und

Dr° K von der Universitäts—Augenklinik Gießen um
ein chronisch fortschreitendes Leiden° Die stationäre

Behandlung des Klägers habe der Abwendung einer drohenden

Sehverschlechterung und damit — in Übereinstimmung mit

der Beurteilung der Fachärzte — der Abwendung einer

dauernden Erwerbsunfähigkeit gedient° Hierfür spreche

auch das im Rentenverfahren erstattete Gutachten ton

Profo Dro Sch ‚ wonach der Grüne Star habe kompen=

siert werden können„ so daß beide Augen normal funktions—

-tüchtig gewesen seien; dementsprechend sei auch im

_ 4 _
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Rentenrechtsstreit Berufsunfähigkeit Verneint worden°

Der Einordnung als Heilbehandlung LS° von 5 5 der 5°
DVD/AVAVG stehe auch nicht entgegen‚ daß die Behand—
lung des Klägers von einer gesetzlichen Krankenkasse

und nicht von einem eigentlichen Rehabilitationsträger

durchgeführt worden sei° Eine solche rein institutionelle

Anknüpfung erscheine bedenklich, weil damit durch eine

voraufgehende — möglicherweise unrichtige — Entscheidung

anderer Versicherungsträger ein Präjudiz für die Alhi
geschaffen werden Auch könne sie zu nicht sachgerechten
Ergebnissen in Fällen führen9 in denen nur die Kranken—

kasse für den Rehabilitanden persönlich zuständig sei°
Schließlich bleiben nach 5 4259 Reichsversicherungsordnung

(RVG) die Krankenkasse für eine Heilbehandlung zuständig,

die nicht über die Krankenhilfe hinausgehto '

Mit der Revision rügt die Beklagte einen Verstoß gegen
5 5 Abs„ 4_der 50 DVD/AVAVG° Eine Heilbehandlung 1080

dieser Vorschrift setze eine ernsthafte Gesundheits—

störung voraus, die eine intensive‚ aktive ärztliche

Behandlung erfordere„ Dagegen diene die Behandlung des

Klägers wegen Grünen Star's im Anfangsstadium der konser;

vativ medikamentösen Einstellung des erhöhten Augeninnen—

drucks° Vor allem gehörten aber die gesetzlichen Kranken—

kassen grundsätzlich nicht zu den öffentlich—rechtlichen

Trägern einer Heilbehandlung i„SÄ der genannten Vorschrift°

Insoweit liege auch kein Ausnahmefall i„S„ der Entschei—

dung des Senats vom 510 Oktober 4972 (SozR Nro 4 zu 5 5

der 5° DVG/AVAVG) vor, da die Verfügbarkeit (@ 76 AVAVG}

des Klägers durch das Augenleiden nicht beeinträchtigt

gewesen sei? wie sich aus der arbeitsamtsärztlichen
Beurteilung und dem vom LSG angezogenen Rentenurteil

ergebe„
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Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des
Sozialgerichts Gießen vom 290 Mai 4970 zurück—

zuweisen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für richtig°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohne mündliche Verhandlung (@ 424 Abs° 2.Sozial—

gerichtsgesetz —SGG—)einverstanden erklärt„

II

Die Revision ist zulässig und insofern begründet‚ als das

angefochtene Urteil aufzuheben und der Rechtsstreit an

das LSG zurückzuverweisen ist°

Maßgebend für die Beurteilung des hier streitigen An—

Spruchs war zur Zeit der Antragstellung % 445 AVAVG i„doF„

des 2° Änderungsgesetzes vom 7° Dezember 4959-(BG31 1 705)

igVom„ % 5 der 5° DVD/AVAVG indoF„ der Verordnung vom

40„ Dezember 4965 (BGBl I 872)„ Die seit dem Inkrafttreten

des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) vom 250 Juni 4969
zum 4„ Juli 4969 maßgebenden Vorschriften des 5 454 AFG

enthalten demgegenüber für die hier zu behandelnden

Rechtsfragen keine wesentliche Änderung°

Von den Ersatztatbestähden nach den 55 5 bis 6 der auf=
grund der Ermächtigung des 5 445 Abs° 5 AVAVG ergangenen

- 6 _
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und nach 5 242 Abs° 57.AFG vorläufig weitergeltenden
5„ DVO/AVAVG kommt im vorliegenden Fall für den Kläger

nur der des 5 5 Abs„ 4 in Betracht° Hiernach ist der

Anspruch auf Alhi — bei Nichterfüllung der Voraussetzungen

des 5 445 Abs° 4 Nr° 4 und Abs„ 2 AVAVG und bei Vorliegen

der sonstigen Voraussetzungen — begründet‚ wenn der

Arbeitslose sich innerhalb von 26 Wochen "nach der Heil—

behandlung oder einer arbeits— oder berufsfördernden Maß—
nahme” arbeitslos gemeldet hat‚ die "zu dem Zwecke der

Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbs—

fähigkeit oder der Eingliederung in das Arbeitsleben von
einem Träger öffentlich—rechtlicher Leistungen durchge—

führt oder gefördert werden sind"° Nach der entsprechenden

früheren Regelung (@ 5 Nr„ 2 der Ersten Verordnung zur
Durchführung der Arbeitslosenhilfe vom 540 Juli 4956

— 4° DVD/AVAVG‚ BGBl I 727 —) mußte'es sich um eine Heil—

behandlung oder Berufsförderung handeln‚ die "als Maßnahme

für die Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der

beruflichen Erwerbsfähigkeit“ im Rahmen ganz bestimmter
Leistungen der sozialen Fürsorge ”zum Zwecke der Abwen—

dung dauernder Erwerbsunfähigkeit" gewährt worden war„

Zutreffend hat das LSG erkannt‚ daß die Voraussetzungen

des Ersatztatbestandes nach 5 5 Abs„ 4 der 50 DVO/AVAVG

auch dann erfüllt sein können„ wenn die "Heilbehandlung"

nicht als besondere Rehabilitationsmaßnahme von einem

speziell dafür zuständigen Sozialleistungsträger‚ sondern

im Rahmen der Krankenhilfe von einer öffentlich—rechtlichen

Krankenkasse durchgeführt oder gefördert worden ist; Das

hat der Senat inzwischen in seinem Urteil vom 54„ Oktober

4972 (SozR Nr„ 4 zu 5 5 der 50 DVG/AVAVG), auf dessen
Begründung hierzu verwiesen wird‚ entschieden° Die Beklagte

verkennt den Sinn dieser Entscheidung‚ wenn sie den dort

ausgesprochenen Grundsatz nur auf den zu Grunde liegenden

...?...
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Sonderfall der Behebung einer vorübergehenden Erwerbs—

unfähigkeit bezogen wissen will; er gilt vielmehr für
jede Heilbehandlung, die nach Inhalt und Zweck eine solche
ioS„ des 5 5 Abs„ 1 der 5„ DVO/AVAVGdarstellt„ Es kann
keinen wesentlichen Unterschied in der Situation des
Arbeitslosen begründen‚ ob seine Erwerbsfähigkeit durch
eine als spezielle Rehabilitationsmaßnahme oder eine im

Wege der Krankenhilfe durchgeführte "Heilbehandlung" er—
halten(, gebessert oder wiederhergestellt werden ist; es
muß daher genügen‚ daß sie objektiv den genannten Zwecken

wesentlich gedient hato Dabei kann es auch nicht darauf

ankommen‚ ob zugleich die Voraussetzungen für die Durch-

führung einer Rehabilitation durch einen anderen Rehabili—

tationstfäger vorgelegen haben;

Nach den von der Revision nicht angegriffenen tatsächli—

chen Feststellungen des LSG hat die Behandlung des Klägers

in der Universitäts—Augenklinik der Abwendung einer drohen—

den Sehverschlechterung und damit der Abwendung einer

dauernden ErWerbsunfähigkeit gedient° Insoweit genügt sie

sogar den strengeren_Anforderungen der Regelung nach der

ooae 4° DVD/AVAVG; jedenfalls diente sie hiernach aber

der "Erhaltung der Erwerbsfähigkeit"° Da die "Erhaltung"

an erster Stelle und gleichwertig neben der Besserung oder

—Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit als Behandlungs—

zweck aufgeführt wird‚ ist es nicht erforderlich‚ daß die

Erwerbsfähigkeit durch das behandelte Leiden bereits

beeinträchtigt war} Es genügt, daß — wie im vorliegenden

Falle — eine ernsthafte Gesundheitsstörung vorliegt, die

aller Voraussicht nach zu einer wesentlichen Beeinträch—

tigung der Erwerbsfähigkeit führen würdea wenn nicht eine

zweckentspreghende ärztliche Behandlung erfolgt

(Urteil des Senats vo 2201?01960 —BSG 459 460‚ 462)°
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Es kann daher auch nicht darauf ankommen‚ ob der Kläger

vor der Heilbehandlung wegen der Beeinträchtigung durch

das Augenleiden nicht in der Lage gewesen ist, innerhalb

des letzten Jahres mindestens 40 Wochen einer entlohnten

Beschäftigung nachzugehen und damit die Voraussetzung
nach 5 445 Abs„ 4-Nr° 4 Buchstc b) AVAVG zu erfüllen°
Der Ersatztatbestand nach 5 5 der 50 DVD/AVAVG erfordert

insoweit keinen Kausalzusammenhang zwischen dem Leiden_

oder der Heilbehandlung und der Nichterfüllung der sog„«

"kleinen Anwartschaft"° Daß ein solches Erfordernis nicht

etwa beabsichtigt sein sollte‚ ergibt sich auch aus der

Entwicklung eines anderen Ersatztatbestandes nach 5 4 der

SQIDVO/AVAVG (Unterhaltsgewährung durch den früheren Ehe—

mann)„ bei dem in der voraufgehenden Regelung nach 5 3
Nr! 4 der 40 DVD/AVAVG ausdrücklich verlangt wurde‚ daß

eine entlohnte Beschäftigung "wegen" der Unterhaltsleistung

nicht ausgeübt worden war„ '

Wie der Senat bereits in dem o„a„ Urteil vom 54° Oktober

4972 dargelegt hat) setzt allerdings eine "Heilbehandlung"

i„S„vo- % 5 DVG/AVAVGeine intensive, aktive ärztliche '

Behandlung voraus, doh„ eine Gewichtigkeit der Behandlung,

die der einer "echten" Rehabilitationsmaßnehme ent3pricht„

Diese Gewichtigkeit ergibt sich im vorliegenden Falle

— wovon offenbar auch das LSG stillschweigend ausgegangen

ist — schon aus der Notwendigkeit einer stationären Auf—

nahme in der Universitäts—Augenklinik für eine Dauer von

insgesamt mehr als sieben Wochen" Hierbei kommt es nicht

darauf an‘} wegen welcher therapeutischen Maßnahmen im

einzelnen diese Notwendigkeit gegeben war° Das Vorbringen

der Beklagten? die klinische Behandlung habe der konser—

vativ medikamentösen Einstellung des erhöhten Augeninnen—

drucks gedient3 ist daher nicht von Bedeutunge

Wenn somit das LSG auch zutreffend die Behandlung des
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Augenleides des Klägers als Heilbehandlung i„S° des 5 5
Abs° 4 der 5„ DVO/AVAVGangesehen hat, ist die Revision
gleichwohl nicht unbegründet° Nach Wortlaut und Sinn
dieser Vorschrift kann die Arbeitslosmeldung erst nach

Abschluß einer Heilbehandlung erfolgen oder doch für die
Erfüllung des Ersatztatbestandes wirksam werden° Bestim—

mend für diesen Zeitpunkt ist dabei, daß_die Maßnahmen im

wesentlichen abgeschlossen sind, die durch ihre Gewichtig—

keit — wie oben ausgeführt - einer Behandlung das Gepräge

einer QuasifRehabilitation geben, mag auch weiterhin noch

eine "einfache" ärztliche Betreuung erforderlich bleiben°

Das angefochtene Urteil ist daher hinsichtlich des Lei-
stungsbeginns insofern zumindest unbestimmt‚ als das LSG

einerseits in der Begründung auf die stationäre Behand—

lung im ganzen, also einschließlich des zweiten Teils der

stationären Behandlung im März und April 1969‚ anderer—
seits im Urteilsausspruch allein auf den — mit der Arbeits—

losmeldung verbundenen — Antrag vom 9" Januar 4969 ab—

stellt° Sofern es dabei nicht etwa — wofür keine Gründe

ersichtlich sind— davon ausgegangen sein sollte‚ eine

Heilbehandlung als Quasi-Rehabilitation sei bereits mit

der ersten stationären Behandlung abgeschlossen gewesen‚

hätte es einen Späteren Beginn der Leistung féststellen

müsseno
,

Schließlich enthält das angefochtene Urteil‚ durch das

die Beklagte erstmalig zur Leistung von Alhi verurteilt

worden ist‚ auch keine Feststellungen darüber, daß die

sonstigen Voraussetzungen für die Gewährung der Alhi

nach % 445 AVAVG und 5 13& AFG vorgelegen haben„ Da der

Urteilsausspruch auch keine zeitliche Begrenzung ent-v

hält‚ hätte es einer solchen Prüfung zumindest für die

Zeit vom"?° November 4969 ab bedurft, da der Kläger aus—

weisliCh einer bei den vom LSG in Bezug genommenen

Leistungsakten der Beklagten befindlichen Durchschrift
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_ 40 „

des Rentenbescheides der Landesversicherungsanstalt

Hessen vom 28° März 4970 seither das vorgezogene Alters—

ruhegeld nach 5 1248 Abs° 2 EVO beziehto

Da der Senat wegen der zu den genannten Punkten noch

fehlenden tatsächlichen Feststellungen nicht abschließend
lselbst entscheiden kann, ist das angefochtene Urteil auf—

zuheben und der Rechtsstreit zu neuer Entscheidung — auch

über die Kosten des Revisionsverfahrens - an das LSG

zurückzuverweisen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

